
Geschäftsordnung 

für den
Vorstand der Drägerwerk Verwaltungs AG

Der Vorstand der Drägerwerk Verwaltungs AG (die „Gesellschaft“), die alleinige Komple­

mentärin der Drägerwerk AG & Co. KGaA (das „Drägerwerk“; gemeinsam mit der Gesell­

schaft auch das „Unternehmen“) ist, hat sich - mit Zustimmung des Aufsichtsrats - gemäß 

§ 10 Abs. 1 der Satzung in Verbindung mit §77 Abs. 2 AktG folgende Geschäftsordnung 

gegeben:

§1
Sorgfaltspflicht und Geheimhaltung

1. Die Mitglieder des Vorstands haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt eines 

ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden.

2. Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Drägerwerk Verwaltungs AG und 

der Drägerwerk AG & Co. KGaA, namentlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, 

die ihnen durch ihre Tätigkeit im Vorstand bekannt geworden sind, haben sie Still­

schweigen zu bewahren.

§2

Interessenkonflikte/Nebentätigkeiten

1. Jedes Mitglied des Vorstands hat Interessenkonflikte dem Aufsichtsrat gegenüber 

unverzüglich offenzulegen und die anderen Mitglieder des Vorstands hierüber zu in­

formieren.

2. Geschäfte eines Vorstandsmitglieds mit der Gesellschaft oder dem Drägerwerk sind 

nach § 112 AktG durch den Aufsichtsrat der Gesellschaft bzw. den Aufsichtsrat der 

Gesellschaft und den Aufsichtsrat des Drägerwerk abzuschließen.

3. Das Vorstandsmitglied darf Ehrenämter, Aufsichtsrats- und Beirats- oder ähnliche 

Mandate sowie alle sonstigen Nebentätigkeiten, nur mit vorheriger Zustimmung des 

Aufsichtsrates übernehmen. Ausgenommen von diesem Zustimmungsvorbehalt sind 

Geschäftsleitungsaufgaben (z.B. als Vorstand oder Geschäftsführer), Aufsichts- oder 

Beiratsmandate oder ein Sitz in ähnlichen Kontrollorganen bei anderen unmittelbaren 

und mittelbaren Tochter- und Beteiligungsgesellschaften der Gesellschaft oder des 

Drägerwerk (diese Gesellschaften, die Gesellschaft und das Drägerwerk die „Dräger-
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Gesellschaften“, gemeinschaftlich auch „Konzern“ und jede eine „Dräger- 
Gesellschaft“) sowie ehrenamtliche Funktionen bei Verbänden, denen eine Dräger- 

Gesellschaft angehört sowie sonstige ehrenamtliche Tätigkeiten, die die Tätigkeit als 

Vorstandsmitglied nicht beeinträchtigen können.

§3
Vorstandsvorsitzender

1 Dem Vorstandsvorsitzenden obliegt es, auf die Einheitlichkeit der Geschäftsführung 

hinzuwirken, die Tätigkeit der einzelnen Vorstandsmitglieder zu koordinieren, Sitzun­

gen des Vorstands einzuberufen und zu leiten sowie die Gesellschaft nach außen zu 

repräsentieren.

2. Der Vorsitzende ist von den anderen Mitgliedern des Vorstands über alle wesentli­

chen Vorgänge und den Gang der Geschäfte in ihrem Ressort laufend zu unterrich­

ten. Er kann jederzeit Auskünfte über einzelne Angelegenheiten verlangen und be­

stimmen, dass er von bestimmten Arten von Geschäften zu unterrichten ist.

3. Der Vorsitzende des Vorstands kann sich im Falle seiner Verhinderung durch ein 

anderes Mitglied des Vorstands vertreten lassen.

§4
Geschäftsverteilung

1. Die Mitglieder des Vorstandes führen die Geschäfte gesamtverantwortlich. Unbe­

schadet dieser Gesamtverantwortlichkeit aller Mitglieder des Vorstandes haben die 

Mitglieder des Vorstandes zugewiesene Aufgaben eigenverantwortlich zu erfüllen.

2. Erlass, Änderungen und Ergänzungen des Geschäftsverteilungsplans gemäß Anlage 

1 erfolgen auf Vorschlag des Vorstandsvorsitzenden durch Beschluss des Aufsichts­

rats.

3. Der Gesamtvorstand kann durch einstimmigen Beschluss einzelne Mitglieder des 

Vorstands mit übergreifenden Projekten oder dem Management bestimmter Risiken 

betrauen. Zudem kann der Gesamtvorstand im Rahmen des Geschäftsverteilungs­

plans auf gleiche Weise auch weitere Zuständigkeitsdimensionen (z.B. Regionen, 

Kundensegmente) zuweisen.

4. Der Gesamtvorstand kann zudem durch einstimmigen Beschluss die Abgrenzung der 

Aufgaben zwischen den Vorstandsressorts sowie deren Schnittstellen und Zusam­

menarbeit näher regeln sowie Vorstandsressorts übergreifende Regelungskompeten­

zen, Kontrollpflichten und Koordinationsaufgaben sowie im Rahmen des rechtlich Zu­

lässigen Weisungsrechte zuweisen.
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§5
Zuständigkeit des Gesamtvorstands

1. Über alle Angelegenheiten (auch, soweit es Angelegenheiten von Dräger- 

Gesellschaften betrifft) von grundsätzlicher und wesentlicher Bedeutung entscheiden 

alle Mitglieder des Vorstands gemeinsam. Der Gesamtvorstand entscheidet insbe­

sondere:

a) in Angelegenheiten, in denen nach Gesetz oder Satzung eine Entscheidung durch 

den Gesamtvorstand vorgesehen ist;

b) in Angelegenheiten, die der Zustimmung des Aufsichtsrats oder des Gemeinsa­

men Ausschusses des Drägerwerk unterliegen;

c) in grundsätzlichen Fragen der Geschäftspolitik des Unternehmens und des Kon­
zerns;

d) in Angelegenheiten, in denen ein Mitglied des Vorstands die Entscheidung durch 

den Gesamtvorstand beim Vorsitzenden des Vorstands beantragt;

e) Der Vorstand ist berechtigt, durch einstimmigen Beschluss weitere Angelegenhei­

ten allgemein der Entscheidung durch den Gesamtvorstand zu unterstellen. Der 

Katalog dieser weiteren allgemeinen Zuständigkeiten des Gesamtvorstandes wird 

dieser Geschäftsordnung in der jeweils aktuellen Fassung als Anlage 2 beigefügt 

und dem Aufsichtsrat zur Kenntnisnahme übermittelt.

2. Die Vorstandsmitglieder treffen die erforderlichen Maßnahmen, um die jeweils ande­

ren Vorstandsmitglieder rechtzeitig und fortlaufend von grundsätzlichen und wesentli­

chen Entscheidungen zu informieren und diesen Vorstandsmitgliedern zu ermögli­

chen, ihre Auffassung zu wichtigen Angelegenheiten rechtzeitig zur Geltung zu brin­

gen. Dazu arbeiten die Vorstandsmitglieder kollegial zusammen und unterrichten sich 

gegenseitig über grundsätzliche und wesentliche Vorgänge und Maßnahmen in ihrem 

Aufgabenbereich.

3. In einer Angelegenheit, die gemäß Abs. 1 zum Zuständigkeitsbereich des Gesamt­

vorstands gehört, darf ein Mitglied des Vorstands innerhalb seines Geschäftsbe­

reichs, der Vorsitzende des Vorstands ohne diese Einschränkung handeln, wenn dies 

nach seinem pflichtgemäßen Ermessen zur Vermeidung schwerer Nachteile für die 

Gesellschaft oder eine Dräger-Gesellschaft erforderlich scheint, insbesondere, wenn 

dringliche Maßnahmen zu treffen sind. Über ein solches selbständiges Flandeln ist 

dem Vorsitzenden des Vorstands sofort und dem gesamten Vorstand in der nächsten 

Vorstandssitzung zu berichten.



Al/3

4. Werden die Aufgabenbereiche mehrerer Vorstandsmitglieder berührt, entscheiden die 

betroffenen Vorstandsmitglieder gemeinsam. Für die wechselseitige Unterrichtung gilt 

Abs. 3 entsprechend. Einigen sich die Vorstandsmitglieder nicht über die erforderli­

chen Maßnahmen und Handlungen, ist eine Beschlussfassung des gesamten Vor­

stands herbeizuführen, soweit nicht nach pflichtgemäßem Ermessen eine sofortige 

Maßnahme zur Vermeidung drohender Nachteile für die Gesellschaft zu ergreifen ist.

§6

Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands

1. Der Vorstand tagt in Sitzungen, die je nach Bedarf stattfinden sollen und durch den 

Vorsitzenden des Vorstands einberufen werden. Die Sitzungen dienen der Be­

schlussfassung über Angelegenheiten der Geschäftsführung sowie der gegenseitigen 

Unterrichtung über alle wichtigen Vorgänge aus den einzelnen Geschäftsbereichen.

2. Beschlüsse außerhalb von Sitzungen können telefonisch oder schriftlich, durch E- 
Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmittel, auch im Wege einer 

Videokonferenz, nach Anordnung des Vorsitzenden des Vorstands gefasst werden. 

Kombinierte Beschlussfassungen sind möglich.

3. Der Vorsitzende des Vorstands leitet die Sitzungen. Er kann andere Mitglieder des 

Vorstandes mit der Sitzungsleitung betrauen. Der Sitzungsleiter bestimmt die Reihen­

folge, in der die Gegenstände der Tagesordnung behandelt werden, und die Art und 

Folge der Abstimmungen. Der Sitzungsleiter kann die Beratung und Beschlussfas­

sung zu einzelnen Punkten der Tagesordnung vertagen. Er kann zudem bestimmen, 

dass Personen, die nicht dem Vorstand angehören, zur Beratung zugezogen werden.

4. Grundsätzlich sollen alle Mitglieder an Sitzungen des Vorstands teilnehmen. Abwe­

sende Mitglieder des Vorstands können an den Beschlussfassungen des Vorstands 

dadurch teilnehmen, dass sie ihre Stimme schriftlich, mündlich, fernmündlich, durch 

E-Mail abgeben. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner 

Mitglieder anwesend ist oder an der Beschlussfassung gemäß Satz 2 teilnimmt.

5. Kann im Vorstand Einstimmigkeit nicht erzielt werden, so entscheidet die einfache 

Stimmenmehrheit der an der Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder. Bei Stim­
mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden des Vorstands den Ausschlag. Be­

schlüsse gegen die Stimme des Vorsitzenden des Vorstands können nicht gefasst 

werden. Kommt deswegen ein Beschluss nicht zustande, so ist der Aufsichtsrat hier­

über unverzüglich zu informieren.
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6. Über Angelegenheiten aus dem Geschäftsbereich eines an der Mitwirkung der Be­

schlussfassung verhinderten Mitglieds des Vorstands darf nur in Ausnahmefällen, so 

bei besonderer Dringlichkeit, verhandelt und entschieden werden.

7. Über die Beschlüsse des Vorstands, die in oder außerhalb von Sitzungen gefasst 

werden, wird ein Protokoll angefertigt, das den gefassten Beschluss sowie im Falle 

einer Sitzung den wesentlichen Inhalt der Diskussion enthält. Die Protokolle der Vor­

standssitzungen werden in einer elektronischen Ablage erstellt und dort abgelegt. Bis 

zur nächsten Vorstandssitzung hat jedes Vorstandsmitglied Gelegenheit, Ände­

rungswünsche anzubringen, andernfalls gilt das Protokoll als genehmigt. Über Ände­

rungswünsche entscheidet der Vorsitzende des Vorstands.

§7
Zusammenarbeit mit dem Aufsichtsrat und dem Gemeinsamen Ausschuss

1. Vorstand und Aufsichtsrat arbeiten zum Wohle des Unternehmens und des Konzerns 

eng zusammen. Der Vorstand stimmt die strategische Ausrichtung des Unterneh­

mens und des Konzerns mit dem Aufsichtsrat ab und erörtert mit ihm in regelmäßigen 

Abständen den Stand der Strategieumsetzung.

2. Der Vorstand erstattet dem Aufsichtsrat der Gesellschaft und in Angelegenheiten des 

Drägerwerk auch dem Aufsichtsrat bzw. dem Prüfungsausschuss des Drägerwerk 

Bericht gemäß den Vorschriften des Gesetzes sowie den Festlegungen des jeweili­

gen Aufsichtsrats. Insbesondere informiert der Vorstand regelmäßig, zeitnah und um­

fassend über alle für das Unternehmen und den Konzern relevanten Fragen der Pla­

nung, der Geschäftsentwicklung, der Risikolage, des Risikomanagements und der 

Compliance. Der Vorstand geht auf Abweichungen des Geschäftsverlaufs von den 

aufgestellten Plänen und Zielen unter Angabe von Gründen ein.

3. Die Berichte des Vorstands an den Aufsichtsrat sind in der Regel in Textform, zu er­

statten, wenn nicht im Einzelfall wegen der Dringlichkeit oder aus anderen Gründen 

mündliche Berichterstattung genügt oder geboten ist. Entscheidungsnotwendige Un­

terlagen, insbesondere der Jahresabschluss, der Konzernabschluss und der Prü­

fungsbericht, werden den Mitgliedern des jeweils zuständigen Aufsichtsrats möglichst 

rechtzeitig vor der Sitzung des Aufsichtsrats zugeleitet.

4. Die Information des Aufsichtsrats obliegt dem Vorsitzenden des Vorstands, alle Mit­

glieder des Vorstands haben den Vorsitzenden in dieser Aufgabe zu unterstützen. Er 

hält mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats regelmäßig Kontakt. Der Vorstandsvor­

sitzende informiert den Vorsitzenden des Aufsichtsrats unverzüglich über wichtige
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Ereignisse, die für die Beurteilung der Lage und der Entwicklung sowie für die Leitung 

des Unternehmens und des Konzerns von wesentlicher Bedeutung sind.

5. Der Vorstand holt die Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft zu solchen 

Rechtshandlungen ein, die nach Gesetz, Satzung oder Festlegung durch den Auf­

sichtsrat der Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen. Die Abstimmung über den Um­

fang der Zustimmungspflicht erfolgt im Einzelnen zwischen dem Vorsitzenden des 

Vorstands und dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats. Die Zustimmung des Gemein­

samen Ausschusses der Drägerwerk AG & Co. KGaA holt der Vorstand zu solchen 

Rechtshandlungen ein, die nach der Satzung der Drägerwerk AG & Co. KGaA der 

Zustimmung des Gemeinsamen Ausschusses bedürfen. Die Abstimmung über den 

Umfang der Zustimmungspflicht erfolgt im Einzelnen zwischen dem Vorsitzenden des 
Vorstands und dem Vorsitzenden des Gemeinsamen Ausschusses. Der Vorstand hat 

über die Angelegenheiten, die Gegenstand der Beschlussfassung des Gemeinsamen 

Ausschusses der Drägerwerk AG & Co. KGaA sind, so rechtzeitig einen Bericht zu 

erstatten, dass dieser zugleich mit der Einladung der Sitzung des Gemeinsamen 

Ausschusses, spätestens aber am dritten Tag vor der Sitzung, übermittelt werden 

kann. Der Bericht hat mit einem Beschlussvorschlag der Gesellschaft als persönlich 

haftender Gesellschafterin der Drägerwerk AG & Co. KGaA abzuschließen.

6. § 90 AktG bleibt durch die vorstehenden Absätze dieses Paragraphen unberührt.

§8

Wirksamwerden

Diese Geschäftsordnung und ihre Anlage 1 gilt für den Vorstand ab dem Tag der Beschluss­

fassung durch Vorstand und Aufsichtsrat der Drägerwerk Verwaltungs AG am 15.09.2022.
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Anlage 1

Geschäftsverteilungsplan

(auf der nächsten Seite beigefügt)
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Weitere Angelegenheiten, die der Entscheidung 

durch den Gesamtvorstand unterliegen

Stand 15. September 2021

(auf den nächsten 3 Seiten beigefügt)
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Gemäß § 5 Abs. 1 entscheidet der Vorstand gemeinsam über alle Angelegenheiten (auch, 

soweit es Angelegenheiten von Dräger-Gesellschaften betrifft) von grundsätzlicher und we­

sentlicher Bedeutung.

Dazu gehören insbesondere die nachfolgenden Angelegenheiten der Gesellschaft, der Drä- 

gerwerk AG & Co. KGaA und der Dräger-Gesellschaften:

a) über Erwerb und Übertragung von Unternehmen oder Teilen davon (einschließlich

Kauf oder Verkauf von Gesellschaftsanteilen auch an bestehenden Unterneh­

mensbeteiligungen; ausgenommen hiervon sind

(aa) Anteilsverschiebungen innerhalb von Dräger-Gesellschaften, 

(bb) Transaktionen, die von einem dafür geschaffenen Investment Committee 

freigegeben worden sind und folgende Grenzen nicht überschreiten:

(i) 4 Mio. Euro pro Investment,

(ii) 8 Mio. Euro Investment in dieselbe Gesellschaft innerhalb von drei Ge­

schäftsjahren und

(iii) 15 Mio Euro insgesamt pro Geschäftsjahr aufgrund der Freigabe des 

Investment Committees);

b) über Gründung oder Schließung von Tochtergesellschaften;

c) über die erstmalige Einrichtung von Niederlassungen (wie Branch Offices, Re- 

presentative Offices) oder deren Schließung in einem Land;

d) über Durchführung von Erhöhungen des gezeichneten Kapitals von Tochterge­

sellschaften, an denen nicht ausschließlich Dräger-Gesellschaften beteiligt sind, 

sowie über die Einzahlungen zur Erhöhung der Kapitalrücklage dieser Gesell­

schaften; ausgenommen sind Investments, die gemäß lit. a durch das Investment 

Committee freigegeben worden sind.

e) über Beginn und vergleichsweise Beendigung von Rechtsstreitigkeiten, die im 

Einzelfall einen Wert von 5 Mio. Euro übersteigen;

f) über den Abschluss von Verträgen mit Lieferanten, die im Einzelfall über die ur­

sprüngliche Laufzeit den Betrag von 10 Mio. Euro übersteigen; ausgenommen 

sind Verträge zwischen Dräger-Gesellschaften;

g) über den Abschluss von Verkaufs- oder Serviceverträgen, die im Einzelfall und 

über die ursprüngliche Laufzeit den Betrag von 20 Mio. Euro übersteigen; ausge­

nommen sind Verträge zwischen Dräger-Gesellschaften;
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h) über den Abschluss von Finanzierungsverträgen, die im Einzelfall und über die 

ursprüngliche Laufzeit über den Betrag von 20 Mio. Euro hinausgehen mit Aus­
nahme von Finanzierungsverträgen zwischen Dräger-Gesellschaften oder die 

aufgrund ihrer Ausgestaltung wesentliche Einschränkungen der Handlungsfreiheit 

mit sich bringen;

i) über die Bestellung von Sicherheiten jeder Art, die den Betrag von 5 Mio. Euro 

übersteigen; ausgenommen sind Sicherheiten für Verbindlichkeiten von Dräger- 

Gesellschaften;

j) über Veränderung der Mitarbeiterzahl um mehr als 10% in einer Dräger- 

Gesellschaft, einem Standort oder in einem Funktionsbereich (z. B. Massenent­

lassungen bzw. -einstellungen);

k) über die Einführung, Veränderung oder Beendigung von Mitarbeiterbeteiligungs­

programmen und die Einführung bzw. Beendigung von Pensionssystemen i.S.d 

IAS 19;

l) über den Abschluss von Waren- und Devisentermin-Geschäften, Zins- und Wäh­

rungsswaps, Handel mit Optionen u. ä. Geschäfte, die über die Absicherung von 

Wechselkursrisiken aus dem operativen Geschäft für ein halbes Jahr im Voraus 

hinausgehen oder Kosten von mehr als 1 Mio. Euro verursachen können und je­

weils nicht vom Dräger Management Handbuch und der Currency Risk Manage­

ment Guideline gedeckt sind;

m) über alle Änderungen im Dräger Employee Handbook, im Dräger Management 

Handbuch oder sonstige neue Grundsätze und Richtlinien mit Geltung für das Un­

ternehmen oder alle Dräger Gesellschaften oder wesentliche Veränderungen der­

selben;

n) über Geschäfte mit nahestehenden Personen i.S.d. IAS 24 außer mit Dräger Ge­

sellschaften oder im Rahmen des gewöhnlichen Geschäftsbetriebes;

o) über sonstige Investitionsmaßnahmen, die im Einzelfall den Betrag von 5 Mio. Eu­

ro übersteigen;

p) über die Durchführung von sonstigen externen wie internen Projekten, die im Ein­

zelfall den Betrag von 5 Mio. Euro überschreiten, mit Ausnahme von Forschungs­

und Entwicklungsprojekten, die im Rahmen des Strategie- und Portfolio- 

Management-Prozesses freigegeben worden sind;
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q) über Abschluss und wesentliche Änderung von allen sonstigen Verträgen mit ex­

ternen Dritten, die im Einzelfall über die ursprüngliche Laufzeit den Wert von 
5 Mio. Euro übersteigen.

*****


